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Von der Buchbinderei ins Altersheim
40 Personen haben durch den Konkurs der Schumacher AG in Schmitten ihre Stelle verloren.  
Das Gesundheitsnetz Sense macht ihnen nun ein aussergewöhnliches Angebot.

Michelle Beutler

Tafers Nach und nach fanden 
sich die rund 16 angemeldeten 
Personen am Mittwochnachmit-
tag im Pflegeheim Maggenberg 
in Tafers ein. Bevor es losging, 
unterhielten sich die Leute an-
geregt, hie und da wurden Hän-
de geschüttelt. Die Stimmung 
wirkte fast heiter. Genau um  
14 Uhr eröffnete die Leiterin des 
Gesundheitsnetzes Sense  Chris- 
tine Meuwly die Veranstaltung, 
deren Anlass alles andere als 
fröhlich ist: Bei den Anwesen-
den handelte es sich nämlich um 
ehemalige Mitarbeitende der 
Buchbinderei Schumacher in 
Schmitten, die im Januar Kon-
kurs angemeldet hatte (die FN 
berichteten). 40 Angestellte, da-
runter auch langjährige Mit-
arbeitende, verloren dabei ihre 
Stelle.

Quereinstieg ermöglichen
Angesichts dieser Situation 
kommt das Gesundheitsnetz 
Sense nun mit einem besonde-
ren Angebot auf die ehemaligen 
Mitarbeitenden der Buchbinde-
rei zu, wie Christine Meuwly 
den FN bereits im Januar ange-
kündigt hatte: Die Pflegeheime 
des Sensebezirks seien auf die 
Idee gekommen, den betroffe-
nen Mitarbeitenden einen er-
leichterten Einstieg in den Pfle-
geberuf zu ermöglichen (die FN 
berichteten).

Damals sagte Meuwly auf 
Anfrage der FN: «Wir denken, 
dass dies eine Win-win-Situa-
tion für beide Seiten bedeuten 
könnte.» Denn einerseits hätten 
die ehemaligen Angestellten der 
Schumacher AG die Chance, 
sich beruflich neu zu orientie-
ren. Andererseits erhoffen sich 
die Sensler Pflegeheime, Quer-
einsteiger zu rekrutieren und so 
dem Pflegenotstand entgegen-
zuwirken. 

Ausbildung nach Praktikum
An der Veranstaltung in Tafers 
informierte nebst Christine 
Meuwly auch Urs Kolly, Ge-
schäftsführer der Pflegeheime 

Maggenberg und St.Martin in 
Tafers über das Angebot. Dieses 
beinhalte die Möglichkeit, in 
den Sensler Pflegeheimen ein 
Praktikum zu absolvieren und, 
falls dieses erfolgreich verlaufe, 
eine Ausbildung zur Pflegehilfe 
zu absolvieren. «Bei der Ausbil-
dung handelt es sich um den 
Lehrgang Pflegehelfende des 
Schweizerischen Roten Kreuz», 
sagte Kolly. «Wer den Lehrgang 
erfolgreich absolviert, erhält ein 
schweizweit anerkanntes Zerti-
fikat», erklärte er weiter.

Man sei nach diesem Kurs in 
der Lage, pflegebedürftige Men-
schen in allen Lebenssituatio-
nen zu unterstützen. Wer von 
den Schumacher-Mitarbeiten-
den den Lehrgang abschliesse, 
dem winke danach eine Anstel-
lung in einem Sensler Pflege-
heim. «Allerdings können wir 
keine Anstellung garantieren», 
fügte der Heimleiter hinzu.

Nicht jeder ist geeignet
Der Lehrgang sei für Querein-
steigerinnen und Quereinstei-
ger gut geeignet. Jedoch müsse 
man gewisse Voraussetzungen 
mitbringen. Die Wichtigste ist 
laut Urs Kolly: «Wer den Lehr-
gang absolvieren möchte, muss 
grosse Freude im Umgang mit 
hilfs- und pflegebedürftigen 
Menschen mitbringen.»

Weiter sei es wichtig, die 
Sprache der jeweiligen Region 
gut zu beherrschen sowie kör-
perlich und geistig gesund zu 
sein. Absolventinnen und Absol-
venten müssten auch in der 
Lage sein, mit belastenden The-
men klarzukommen. Kolly: 
«Der Tod ist im Pflegeheim im-
mer präsent. Damit muss man 
umgehen können.»

Auf die Frage einer ehemali-
gen Schumacher-Mitarbeiterin, 
ob denn auch andere Berufsfel-
der offenstehen würden, ant-

wortete der Heimleiter: «In 
unseren Heimen gibt es auch 
Arbeitsplätze in den Bereichen 
Administration, Verpflegung 
und Hotellerie, in der Aktivie-
rung sowie auch im Bereich Inf-
rastruktur.» Letzteres umfasst 
die Hauswartung, Wäsche, Rei-
nigung und die Logistik. Jedoch 
präzisiert Kolly: «Die Chance 
auf einen Arbeitsplatz in der 
Pflege ist aufgrund des Arbeits-
kräftemangels viel höher als in 
anderen Berufen.» Grund sei, 
dass in der Pflege viele Arbeits-
kräfte fehlen würden.

Für die Koordination ist das 
regionale Arbeitsvermittlungs-
zentrum (RAV) Nord zuständig. 
«Wer sich für den Lehrgang in-
teressiert, kann ein Formular 
des RAV ausfüllen. Dieses ver-
mittelt dann zwischen den Pfle-
geheimen und denjenigen, die 
sich für ein Praktikum oder für 
den Lehrgang interessieren», 
erklärte Urs Kolly das weitere 
Vorgehen. 

«Ich bin betroffen»
«Ich bin wirklich sehr betroffen 
von dem, was geschehen ist», 
sagte der Heimleiter. Auch er 
habe Verwandte, die bei der 
Buchbinderei gearbeitet hätten. 
«Deshalb wollen wir Ihnen ohne 
viel Bürokratie die Türen öff-
nen», sagte Kolly am Ende sei-
nes Vortrags.

Bei den ehemaligen Mit-
arbeitenden der Firma Schuma-
cher stösst das Angebot auf ge-
mischte Gefühle: «Ich könnte 
mir gut vorstellen, den Pflege-
kurs zu absolvieren», sagte eine 
der Anwesenden den FN. Für 
andere hingegen kommt das An-
gebot nicht infrage. «Ich habe 
bereits eine Anschlusslösung ge-
funden», verriet eine Frau. Ein 
ehemaliger Mitarbeiter sagte: 
«Ich muss zuerst meine 
Deutschkenntnisse verbessern, 
bevor ich in einen neuen Beruf 
einsteigen kann.»

Und es gibt weitere Hürden, 
wie eine Frau den FN erzählt: 
«Ich glaube nicht, dass ich in 
meinem Alter noch einen neuen 
Beruf erlernen kann.»

«Ich könnte 
mir gut  
vorstellen, den 
Pflegekurs zu 
absolvieren.»

Teilnehmerin  
der Veranstaltung
 

«Der Tod ist 
immer präsent. 
Damit muss 
man umgehen 
können.»

Urs Kolly
Geschäftsführer  
der Pflegeheime
 

 

«Ein Schlupfloch, das den Volkswillen untergräbt»
Ausnahmen für Tabakwerbung in den Medien, eine Meldepflicht für das Marketingbudget und eine einheitliche Gestaltung  
von Zigarettenpackungen: Die Umsetzung einer Volksinitiative ist teils umstritten.

Jean-Michel Wirtz 

Freiburg Kinder und Jugendli-
che vor Tabakwerbung zu schüt-
zen war das Anliegen einer 
Volksinitiative vor zwei Jahren. 
In der Volksabstimmung war sie 
von fast 57 Prozent unterstützt 
worden. Nun ist die politische 
Umsetzung in Gang. Mit dem 
Entwurf des Bundesrates hat 
sich der Ständerat bereits in 
einer früheren Session befasst. 
Diesen Donnerstag ist der Na-
tionalrat an der Reihe, sich über 
dieses Thema zu beugen. 

Uneinigkeit herrscht zwi-
schen den Räten insbesondere 
bei der Frage über die Verban-

nung von Tabakwerbung aus 
Zeitungen und Zeitschriften. 
Der Bundesrat möchte, dass 
Werbung und Sponsoring für Ta-
bakprodukte und elektronische 
Zigaretten in allen Printmedien 
verboten werden. Ausnahmen 
soll es für Pressetitel geben, die 
hauptsächlich für einen auslän-
dischen Markt bestimmt sind. 
Der Ständerat unterstützte dies.

Ausnahmen für gewisse 
Printmedien
Die vorberatende Kommission 
des Nationalrats will hingegen 
weitere Ausnahmen: Tabakwer-
bung soll erlaubt bleiben in 
Printmedien, die mehrheitlich 

über Abos verkauft werden, und 
deren Leserschaft zu mindes-
tens 95 Prozent aus Erwachse-
nen besteht. 

Christine Bulliard-Marbach, 
Mitte-Nationalrätin aus Uebers-
torf und Co-Präsidentin der Par-
lamentarischen Gruppe Kinder 
und Jugend, lehnt den Vorschlag 
der Kommission ab: «Diese Aus-
nahmeregelung ist ein versuch-
tes Schlupfloch, das den Volks-
willen untergräbt.» Denn Zei-
tungen und Magazine würden 
zu 95 Prozent von Erwachsenen 
abonniert, für ein Abo müsse 
man in der Regel volljährig sein. 
«Gelesen werden sie aber von 
mehreren Personen in den 

Haushalten, auch von Minder-
jährigen.»

Weiter will der Bundesrat, 
dass Hersteller von Tabakpro-
dukten oder elektronischen Zi-
garetten ihre Ausgaben für Wer-
bung, Verkaufsförderung und 
Sponsoring dem BAG jährlich 
melden. Der Ständerat und die 
Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit des Natio-
nalrats lehnen dies ab. Eine sol-
che Meldepflicht sei kein Anlie-
gen der Volksinitiative gewesen, 
hiess es in der Debatte im 
Stände rat.

Auch Bulliard ist eher gegen 
eine Meldepflicht. «Dieser Pas-
sus ist für den Jugendschutz 

nicht ausschlaggebend. Ich kann 
damit leben, wenn die Tabak-
produzenten ihre Werbeausga-
ben nicht melden müssen.» Es 
gebe wichtigere Punkte für den 
Jugendschutz, unter anderem 
das Sponsoring durch die Tabak-
industrie und die Verkaufsförde-
rung der Produkte an Orten, wo 
sich Jugendliche aufhalten.

SP und Grüne wollen  
neutrale Gestaltung
Ebenfalls kein Thema in der In-
itiative war, wie Verpackungen 
von Tabakprodukten und elekt-
ronischen Zigaretten aussehen 
sollen. Einige Nationalrätinnen 
und Nationalräte der SP und der 

Grünen möchten dennoch die 
laufende Gesetzesrevision nut-
zen, um hier aktiv zu werden. Sie 
verlangen, dass Verpackungen 
von Tabakprodukten und elekt-
ronischen Zigaretten aller Mar-
ken die gleiche neutrale Gestal-
tung haben. «Eine zusätzliche 
Einschränkung der Produkte-
verpackungen ist für mich nicht 
notwendig», meint dazu die 
Sensler Nationalrätin.

Der Blick nach Bern: Während 
der Sessionen im Bundeshaus 
befragen die FN Freiburger 
Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier zu aktuellen 
Themen.

Die Gesundheitsbranche kann frische Kräfte gebrauchen.  Bild: Keystone
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